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Intransparenz als Leitprinzip: 

 

„Zwischenbericht zum Prostituiertenschutzgesetz“  

dokumentiert das Elend bundesdeutscher Prostitutions-Statistik  
 

von Doña Carmen e.V. 

(Februar 2021) 

 

TEIL II 

 
Am 31. Mai 2020 – mitten in den aufgewühlten Zeiten der Corona-Krise – veröffentlichte das 

Bundesfamilienministerium einen von der Öffentlichkeit kaum zur Kenntnis genommenen 

„Zwischenbericht zum Prostituiertenschutzgesetz“. Laut Bundesregierung sind die mit dem 

„Zwischenbericht“ vorgelegten Daten „belastbar und solide“. Sie ließen erkennen, dass der mit 

dem Prostituiertenschutzgesetz intendierte Schutzzweck erreichen werde. Ein kritischer Blick 

in den „Zwischenbericht“ zeigt jedoch: Er ist rundum misslungen und aufgrund durchgängiger 

Intransparenz eine einzige Zumutung. Kein Wunder, dass die Bundesregierung alles daran 

setzte, diesen Bericht nicht an die große Glocke zu hängen. Doña Carmen e.V. legt dazu die 

nachfolgende Stellungnahme vor. Auch wenn gegenwärtig die Auseinandersetzung mit den 

verheerenden Folgen der Corona-Politik im Vordergrund steht, sollte die Auseinandersetzung 

um das repressive Prostituiertenschutzgesetz deswegen nicht vertagt oder gar aufgegeben 

werden. 

 
Hier TEIL I: https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/01-ZWISCHENBERICHT-PROSTSCHG-

TEIL-1.pdf 
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III. 
Intransparenz in der Statistik erlaubnispflichtiger Prostitutions-
gewerbe 
 

 

(1) Offene Fragen – keine Antworten 
 

Spätestens seit Inkrafttreten des Prostituiertenschutzgesetzes stellt sich in öffentlichen 

Debatten um dieses Gesetz eine Reihe von Fragen, die speziell das Prostitutionsgewerbe, 

mithin die Infrastruktur von Sexarbeit betreffen. Da die mit § 12 ProstSchG erstmals 

festgelegte „Erlaubnispflicht“ von Prostitutionsgewerben als eigentlicher „Kern“ des Gesetzes 

gilt, wäre es nicht unbillig zu erwarten, dass Fragen von allgemeinem Interesse hinsichtlich 

der Prostitutionsgewerbe Gegenstand ausführlicher Erörterungen im „Zwischenbericht“ 

gewesen wären. Dazu hätte die Beantwortung der folgenden Fragen gehört: 

 

(1) Wie viele Anträge auf Erlaubnis eines Prostitutionsgewerbes nach § 12 ProstSchG 

bzw. wie viele entsprechenden Verlängerungsanträge sind in den Jahren seit 

Inkrafttreten des Gesetzes gestellt worden? 

(2) In wie vielen Fällen sind solche Anträge positiv beschieden und entsprechende 

Genehmigungen erteilt worden? 

(3) In wie vielen Fällen sind solche Genehmigungen versagt worden? 

(4) Was waren die Gründe für ein Versagen der Erlaubnis bzw. für die Rücknahme 

oder den Widerruf einer bereits erteilten Erlaubnis? 

(5) Wie entwickelt sich die Zahl der nach § 12 ProstSchG erlaubten 

Prostitutionsgewerbe? 

(6) Wie verteilt sich die Zahl der nach § 12 ProstSchG erlaubten Prostitutionsgewerbe 

auf die verschiedenen Bundesländern? 

(7) Wie verteilen sich die Zahl der §-12-Erlaubnisse auf die vier verschiedenen Arten 

von Prostitutionsgewerben (Prostitutionsstätten, Prostitutionsveranstaltungen, 

Prostitutionsvermittlungen und Prostitutionsfahrzeuge)? 

(8) Wie viele der §-12-Erlaubnisse entfallen auf große Betriebe (Bordelle, Laufhäuser, 

Clubs etc.), wie viele auf kleinere Betriebe (Terminwohnungen, 

Wohnungsprostitution)? 

 

Mit Blick auf die per Verordnung festgelegten „Erhebungsmerkmale“ der Statistik über das 

Prostitutionsgewerbe wäre zu erwarten, dass zumindest auf die ersten sieben Fragen 

dezidierte Antworten gegeben worden wären. Doch das ist entweder gar nicht oder 

bestenfalls bruchstückhaft der Fall. Das Bild, das sich interessierten Nutzer*innen der 

bundesdeutschen Prostitutions-Statistik bietet, ist stattdessen geprägt von exzessiver 

Geheimhaltung und dementsprechender Intransparenz. 

 

(2) „Stichtags-Erhebungen“ zur Entwicklung des Prostitutionsgewerbes 
 

Das zeigt sich bereits anhand der mittlerweile im dritten Jahr veröffentlichten Tabellen des 

Statistischen Bundesamts zur Anzahl der zum 31.12. des jeweiligen Kalenderjahres 

vorliegenden „gültigen Erlaubnisse“ von Prostitutionsgewerben in Deutschland: 
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TABELLE 06: Zahl der mit „gültiger Erlaubnis“ betriebenen Prostitutionsgewerbe  

                        zum 31.12. des jeweiligen Kalenderjahres1 

 
Nr. 

 
Bundesland 

31.12. 2017 31.12.2018 31.12.2019 

GESAMT GESAMT Veränderung GESAMT Veränderung 

abs. in % abs. in % 

01 Baden-Württemberg 314 326 +12 +4 % 332 +6 +2% 

02 Bayern 578 557 -21 -4 % 517 -40 -7% 

03 Berlin geheim geheim   26   

04 Brandenburg   k. A. 10   43 +33 330% 

05 Bremen k. A. 0   15 +15  

06 Hamburg k. A. 87   138 +51 +59% 

07 Hessen geheim 42   86 +44 105% 

08 Mecklenburg-Vorp. k. A. geheim   56   

09 Niedersachsen 27 116 +89 330% 269 +153 132% 

10 Nordrhein-Westfalen 177 209 +32 +18% 348 +139 +67% 

11 Rheinland-Pfalz geheim 26   55 +29 112% 

12 Saarland k. A. 10   21 +11 110% 

13 Sachsen k. A. geheim   90   

14 Sachsen-Anhalt 43 57 +14 +33% 23 -34 +60% 

15 Schleswig-Holstein 116 84 -32 -28 % 87 +3 -3% 

16 Thüringen  61 geheim   61   

DEUTSCHLAND 1.350 1.600 +250 +19% 2.167 +567 +35% 

 

Mit dieser auch im „Zwischenbericht“ des Bundesfamilienministeriums erneut veröffentlichten 

Tabelle weiß man zwar, wie viele „gültige Erlaubnisse“ von Prostitutionsgewerben es zum 

Ende des jeweiligen Jahres gab, nicht aber, wie viele Prostitutionsbetriebe jedes Jahr nach 

Maßgabe des § 12 ProstSchG erlaubt wurden. 

 

Denn die in obiger Tabelle angegebenen Zahlen für einzelne Bundesländer, als auch die 

jeweiligen Gesamtzahlen für Deutschland sind Jahresendzahlen, die zwei völlig 

unterschiedliche Arten von Erlaubnissen zusammenfassen. Das sind zum einen die nach 

den strengen Maßstäben des § 12 ProstSchG ausgestellten Erlaubnisse und zum anderen 

die „vorläufigen“ Erlaubnisse für all jene Betriebe, die bereits vor dem 1. Juli 2017 bestanden 

und die §-37-Übergangsregelung des ProstSchG für sich geltend machen konnten.  

 

Dazu heißt es in § 37 ProstSchG: 

 
 „(2) Wer bereits vor dem 1. Juli 2017 ein Prostitutionsgewerbe betrieben hat, hat dies der 

 zuständigen Behörde bis zum 1. Oktober 2017 anzuzeigen und einen Antrag auf Erteilung 

 einer Erlaubnis bis zum 31. Dezember 2017 vorzulegen. Die zuständige Behörde hat dem 

 Betreiber eine Bescheinigung über die Anzeige und den Antrag zu erteilen. 

 … 

 (4) „Bis zur Entscheidung über den Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis gilt die 

 Fortführung des Prostitutionsgewerbes als erlaubt, wenn die Antragsfrist nach Absatz 2 

 eingehalten wurde. Die zuständige Behörde kann auch bereits vor der Entscheidung über den 

 Antrag Anordnungen und Auflagen nach § 17 treffen. Die Fortführung des 

 Prostitutionsgewerbes kann unter den Voraussetzungen des § 23 Absatz 2 und 3 untersagt 

 werden.“2 

 

Beide völlig unterschiedlichen Erlaubnisarten – sowohl die „vorläufigen“ nach § 37 

ProstSchG, als auch die nach den neuen, maßgeblichen Vorgaben nach § 12 ProstSchG – 

sind in den vom Bundesstatistikamt alljährlich veröffentlichten Tabellen, auf die sich der 

                                                           
1 Der Vollständigkeit halber und zum besseren Vergleich sind hier die inzwischen veröffentlichten Daten für 
2019, die sich im Zwischenbericht nicht finden, in die Darstellung mit einbezogen worden. 
2 https://www.gesetze-im-internet.de/prostschg/__37.html 

https://www.gesetze-im-internet.de/prostschg/__37.html
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Zwischenbericht des Bundesfamilienministeriums bezieht, der Einfachheit halber 

„zusammengezählt“ worden, da sie gleichermaßen als „gültige Erlaubnisse“ gelten.3  

 

Die Folge ist, dass sich die Entwicklung der Zahl der ausschließlich nach § 12 ProstSchG 

bewilligten Erlaubnisse nicht mehr erfassen lässt. Damit aber kann der „Fortschritt“ bei der 

Ausstellung der eigentlich maßgeblichen §-12-Erlaubnisse von der Öffentlichkeit nicht mehr 

nachvollzogen werden. Darüber können nun lediglich Mutmaßungen angestellt werden. 

 

(3) Der Unterschied von „Genehmigungen“ im Laufe des Jahres und „gültigen 

     Erlaubnissen“ von Prostitutionsgewerben zum Jahresende 
 

Die Bundestatistik erweckt mit ihren Angaben bezüglich der jeweils zum Jahresende 

vorliegenden „gültigen Erlaubnisse“ den Eindruck, man sei damit auf diese Weise über die 

Gesamtzahl aller im Verlaufe eines Jahres erteilter Genehmigungen von 

Prostitutionsgewerben und damit über den Lauf der Dinge im Bilde.  

 

Wer also glaubt, man habe es in Anbetracht der Daten in Tabelle 06 im Jahr 2018 

gegenüber dem Vorjahr mit einem Anstieg von 250 neu genehmigten Betrieben (+ 19 %) und 

im darauffolgenden Jahr 2019 gegenüber 2018 mit einem Anstieg von 567 neu erteilten 

Genehmigungen (+ 35 %) zu tun, sitzt einem Irrtum auf. Denn die Zahl der zum Jahresende 

„gültigen Erlaubnisse“ informiert keinesfalls über die Zahl der tatsächlich im Verlauf des 

jeweiligen Jahres genehmigten Prostitutionsgewerbe. 

Eine Modellrechnung mit Bezug auf die Vorgänge im Zusammenhang der Beantragung von 

Prostitutionsgewerbe-Erlaubnissen mag das verdeutlichen: 

 
TABELLE 07: Vereinfachte Modellrechnung für 2018:  
                        Prostitutionsgewerbe mit „gültiger Erlaubnis“ und Genehmigungen:  
                     

Nr. Kennziffer 2018 

Vorgang Bestand 

01 ÜBERTRAG (vom VORJAHR) + 1.350 1.350 

 davon: ANTRAGE auf Umwandlung von  
            §-37-Erlaubnissen in §-12-Erlaubnisse 

 
1.261 

 

02 davon: ABMELDUNGEN - 261 1.089 

03 davon: GENEHMIGUNGEN + 240 - 

04 davon: NICHT-GEWÄHRUNG (Versagung / Widerruf)  - 60 1.029 

05 davon: NICHT BESCHIEDEN (= weiter in Bearbeitung) 700  

 NEU-ANTRAGE auf §-12-Erlaubnisse 1.247  

06 davon: ABMELDUNGEN  50  

07 davon: GENEHMIGUNGEN + 631 1.660 

08 davon: NICHT-GEWÄHRUNG (Versagung) - 60 - 

09 davon: NICHT BESCHIEDEN (= weiter in Bearbeitung) 506  

10 ABMELDUNG III (Erlöschen) - 60 -60 

11 VERLÄNGERUNGEN 1 - 

 STICHTAGS-ZAHL („gültige Erlaubnisse“ am 31.12.)  1.600 

 
Die hier dargestellte Modellrechnung erläutert beispielhaft und angelehnt an die durch 
Veröffentlichung bekannt gewordene Größenordnungen den Zusammenhang zwischen 
einzelnen Vorgängen und dem daraus sich ableitenden, verändernden Bestand „gültiger 
Erlaubnisse“. Um das verständlich zu machen, nachfolgend erläuternde Anmerkungen zu 
Tabelle 07: 

                                                           
3 Diese Praxis kritisierte Doña Carmen e.V. bereits im Oktober 2019 in einem „Offenen Brief an den Präsidenten 
des Statistischen Bundesamts Herrn Dr. Georg Thiel“, vgl. https://www.donacarmen.de/offener-brief-an-den-
praesidenten-des-statistischen-bundesamts-herrn-dr-georg-thiel/#more-2239 
 

https://www.donacarmen.de/offener-brief-an-den-praesidenten-des-statistischen-bundesamts-herrn-dr-georg-thiel/#more-2239
https://www.donacarmen.de/offener-brief-an-den-praesidenten-des-statistischen-bundesamts-herrn-dr-georg-thiel/#more-2239
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Zeile Erläuterungen 

Zeile 01: Vom Vorjahr werden als Übertrag 1.350 gültige, sowohl „vorläufige“ §-37-Anträge als auch 

definitive §-12-Erlaubnisse ins nachfolgende Kalenderjahr übernommen. 

Zeile 02: Wer das Handtuch wirft und seinen Antrag wieder zurücknimmt, nimmt eine bestandsrelevante 
Abmeldung von 261 vorläufigen Erlaubnisse vor.  

Zeile 03: Wir nehmen an, dass 240 der bislang nur „vorläufig“ gültigen §-37-Anträge positiv beschieden 

werden und somit gültig im Sinne von § 12 ProstSchG werden. Den Bestand „gültiger 
Erlaubnisse“ erhöhen sie nicht, da sie bereits zuvor als „gültig“ mitgezählt wurden. 

Zeile 04: In 60 Fällen wird den vorläufig erlaubten Betrieben eine Genehmigung nach § 12 versagt, was 

den Bestand der „gültigen Erlaubnisse entsprechend minimiert. 

Zeile 05: Es bleiben mithin 700 vorläufige Erlaubnisse weiterhin „in Bearbeitung“, ohne in §-12-

Erlaubnisse umgewandelt worden zu sein. Dieser Sachverhalt ist nicht bedeutsam hinsichtlich 
des Bestands an „gültigen Erlaubnissen“. 

Zeile 07: Bei den 2018 erfolgten Neuanträgen für ein Prostitutionsgewerbe sind nur die genehmigten 
Anträge bedeutsam: Sie erhöhen entsprechend den Bestand „gültiger Erlaubnisse“ um 631. 

Zeilen  
08 – 10 

Die zwischenzeitliche Rücknahme von in 2018 neu gestellten Anträgen, ebenso wie die Zahl 
der Versagungen oder der in Bearbeitung befindlichen Anträge haben keinen Einfluss auf den 

Bestand gültiger Erlaubnisse. 

 
Die hier vorgenommene Modellrechnung rekonstruiert einerseits den Zusammenhang 
zwischen der Zahl der aus dem Vorjahr übernommenen und den am Ende des aktuellen 
Jahres (2018) vorliegenden „gültigen Erlaubnissen“. Darüber hinaus rekonstruiert sie den 
Zusammenhang der angeblich nicht miteinander abgleichbaren Vorgänge „im Laufe des 
Jahres“ (Teilstatistik 1) sowie der zum Jahresende in der „Stichtags-Erhebung“ sich 
ergebenden Bestandsgrößen (Teilstatistik 2). 
 
Die Modellrechnung zeigt, dass die Differenz der Jahresendbestände (1.600 vs. 1.350) zwar 
rein rechnerische eine Zunahme von 250 „gültigen Erlaubnissen“ für 2018 ergibt, diese Zahl 
jedoch keineswegs identisch ist mit der Gesamtzahl der 871 tatsächlich erteilten §-12-
Genehmigungen, von der sie nicht unerheblich abweicht. Der Unterschied zwischen den 
„Genehmigungen“ im Laufe des Jahres und den „gültigen Erlaubnisse“ zum Jahresende geht 
auf zwei Ursachen zurück: (a) auf die systematische Vermengung von „§-37-Erlaubnissen“ 
mit „§-12-Erlaubnissen“ in den Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamts und (b) auf 
die Nicht-Berücksichtigung der Zahl der Abmeldungen von Prostitutionsbetrieben in der 
amtlichen Statistik „gültiger Erlaubnisse“ zum Jahresende. 
 
Die Folgen sind eine statistische Verzerrung und Desinformation. Es ist nicht damit zu 

rechnen, dass sich dieser Missstand, der von der offiziellen Statistik heruntergespielt wird, im 

Zuge der erhofften endgültigen „Bearbeitung“ vorläufiger §-37-Bewilligungen erledigen wird. 

Es ist vielmehr zu erwarten, dass erhebliche rechtliche Auseinandersetzungen zwischen 

Behörden und Betreiber*innen von vorläufig, d. h. nur „fiktiv“ genehmigten „§-37-

Prostitutionsgewerben“ dazu führen, dass auch in den kommenden Jahren in Bezug auf die 

Entwicklung der maßgeblichen „§-12-Erlaubnisse“ Intransparenz herrscht und die öffentliche 

Debatte über diesen keineswegs unwichtigen Punkt damit systematisch behindert wird. 

 
Selbst wenn sich das Problem in den kommenden Jahren verringern würde (wovon erstmal 

nicht auszugehen ist), bliebe immer noch das Problem der de facto erfassten, aber von den 

Statistischen Ämtern nicht abgefragten und daher nicht ausgewiesenen „Abmeldungen“ von 

Prostitutionsgewerben, was zwangsläufig eine Verzerrung der statistischen Darstellung der 

tatsächlichen Entwicklung zur Folge haben wird. 

 

Die Tatsache, dass die bloße Bezugnahme auf die vom Statistischen Bundesamt 

veröffentlichten Stichtagszahlen zum Jahresende („gültige Erlaubnissen“) nicht ohne 

weiteres die Zahl der im Verlaufe des Jahres erteilten Genehmigungen zeigt, wird den 

Nutzer*innen der Bundesstatistik zur Prostitution meist nicht bewusst. Denn die bestehende 
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Veröffentlichungspraxis der Bundesbehörde zur Prostitutions-Statistik verdeckt die hier 

dargestellten Unterschiede und rechtfertigt das eigene Vorgehen mit dem Argument, hier 

lägen zwei unterschiedliche „Teilstatistiken“ vor, zwischen denen ein vollständiger „Abgleich“ 

ohnehin nicht möglich sei:  

 
 „Eine Verrechnung der Zahlen zum Prostitutionsgewerbe am Jahresende und im Laufe des 
 Jahres ist nicht vollständig möglich“, weil (1) „Anmeldungen wie auch das Erlöschen von 
 Genehmigungen… generell in der Statistik nicht erfasst werden“, (2) „die Zahl der im 
 Berichtsjahr 2018 erteilten Genehmigungen/Erlaubnisse aus Geheimhaltungsgründen nicht 
 ausgewiesen werden“, (3) im Berichtsjahr 2018 „zudem die Zahl der Verwaltungsvorgänge 
 aus Geheimhaltungsgründen nicht differenziert ausgewiesen werden“ und (4) „bei den am 
 31. Dezember gültig betriebenen Prostitutionsgewerben auch die aufgrund der 
 Übergangsregelung des § 37 Abs. 4 ProstSchG rechtlich zulässig betriebenen Gewerbe 

 erfasst“ und nicht gesondert ausgewiesen werden.4 
 
Selbstherrlich entschied man vor diesem Hintergrund, die Teilstatistik zu „Vorgängen im 
laufenden Jahr“ nicht zu veröffentlichen und stattdessen lediglich die hinsichtlich des 
Fortschritts der §-12-Erlaubnisse in keiner Weise aussagekräftige „Stichtagserhebung zum 
31.12.“ der Öffentlichkeit zugänglich zu machen.  
 
Man verfährt auf diese Weise, obwohl das von der „Verordnung über die Führung einer 
Bundesstatistik nach dem Prostituiertenschutzgesetz“ so in keiner Weise vorgesehen und 
auch nicht legitimiert ist. Der Katalog der in der Prostitutions-Statistikverordnung § 3 
aufgelisteten und von den entsprechenden Berichtsstellen (Ordnungsämter) erfassten 
„Erhebungsmerkmale“ zum Prostitutionsgewerbe ist weitaus umfassender. Diese werden 
jedoch nicht veröffentlicht und somit der Öffentlichkeit vorenthalten. Tatsächlich geht es hier 
also um die Produktion von exklusivem Herrschaftswissen. 
 

(4) Spärliche Angaben zu Prostitutionsgewerben:  

     Umfängliche Geheimhaltung von Daten der „Statistik im laufenden Jahr“ 
 

Wohl um sich nicht gänzlich dem Verdacht auszusetzen, man habe etwas zu verheimlichen, 

gewährt der vom Bundesfamilienministerium vorgelegte „Zwischenbericht“ bruchstückhafte 

Einblicke in Ergebnisse der behördlichen „Statistik zum laufenden Jahr“, die der 

Öffentlichkeit ansonsten vorenthalten werden. Das verdeutlicht eine Gegenüberstellung der 

laut Prostitutions-Statistikverordnung zu erhebenden Daten mit den nun im „Zwischenbericht“ 

veröffentlichten Angaben. 

 

Die Angaben, die man im „Zwischenbericht“ zusätzlich zu den bereits in den vom 

Statistischen Bundesamt in den alljährlichen „Stichtags-Erhebungen zum 31.12“ 

veröffentlichten Daten preisgibt, sind ausgesprochen minimal: Es handelt sich im 

Wesentlichen um gerade einmal acht, weitgehend aus dem Zusammenhang gerissene 

Angaben, die mangels Vergleichsmöglichkeiten für sich genommen relativ wertlos sind. 

 

So ist für 2017 von insgesamt 89 „erteilten Erlaubnissen“5 die Rede, wobei es sich 

mutmaßlich um §-12-Erlaubnisse handelt. Deren Zahl für 2018 wird jedoch geheim gehalten: 

 
 „Die Zahl der im Berichtsjahr 2018 erteilten Genehmigungen/Erlaubnisse konnte aus 

 Geheimhaltungsgründen nicht ausgewiesen werden.“6 

 

                                                           
4 alle Angaben siehe Zwischenbericht S. 33 
5 Zwischenbericht S. 19 
6 Zwischenbericht S. 33 
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Damit fehlt eine Vergleichsgröße für die 2017er-Zahlenangabe. Angaben zu Versagungen, 

Rücknahmen und Widerrufe liegen für 2017 ebenfalls nicht vor, da man für das erste halbe 

Jahr der Umsetzung des Gesetzes ohne Angabe von Gründen auf eine statistische 

Auswertung „für das laufende Jahr“ verzichtet hat.7 

 

Weiter erfährt man, dass 2018 insgesamt 1.247 Anträge auf Erlaubnis eines 

Prostitutionsgewerbes gestellt wurden, wobei allerdings entsprechende Vergleichszahlen für 

2017 und 2019 nicht veröffentlicht wurden und somit die Einzelangabe für 2018 für sich 

genommen nahezu wertlos ist.  

 

Im Zusammenhang der erwähnten 1.247 Anträgen wurden nach Angaben des 

Zwischenberichts 119 Anträge „nicht gewährt“. Diese Begriffskonstruktion umfasst 

undifferenziert sowohl die „Versagung“, die „Rücknahme“ als auch den „Widerruf“ von 

Erlaubnissen. Da für 2018 nicht nur die Zahl der erteilten „Genehmigungen“, sondern auch 

die Zahl der „Versagungen“ geheim gehalten wird, lässt sich nicht ermitteln, wie viele der 

1.247 Anträge 2018 weiter „in Bearbeitung“ blieben, d.h. weder positiv noch negativ 

beschieden wurden.8 

 

TABELLE 08: Veröffentlichung und Geheimhaltung von Daten zu Prostitutionsgewerben  

 

Nr „Erhebungsmerkmale“ gemäß  
Prostitutions-Statistikverordnung, §§ 2, 3 u. 4 

Veröffentlichung Zahlenwert 

 
01 

 
Antrag auf Erteilung der Erlaubnis 

teilweise geheim: 
nur in Summe mit Verlängerung, nur 

für 2018 bekannt 

 
2018: 1.247 

02 Antrag auf Verlängerung der Erlaubnis geheim   

03 Erteilung der Erlaubnis 2017: bekannt; 2018: geheim  2017: 89 

04 Erteilung der Verlängerung der Erlaubnis geheim   

05 Versagung der Erlaubnis Geheim  

06 - gegliedert nach Art des Prostitutionsgewerbes Geheim  

 
07 

 
Rücknahme / Widerruf einer Erlaubnis  

teilweise geheim: 
nur in Summe mit Versagung, nur 

für 2018 bekannt 

 
2018: 119 

08 Gründe für Versagung, Rücknahme, Widerruf 
einer Erlaubnis gegliedert nach 

teilweise geheim:  
nur Summe, nur 2018 bekannt 

 

09 a.) Versagung nach § 14 Abs. 1  
(mangelnde Zuverlässigkeit) 

 
Bekannt 

 
2018: 13 

10 b.) Versagung nach § 14 Abs. 2 (wg. Betriebs-konzept / 
tatsächl. Einschränkung sex. SB.) 

 
bekannt 

 
2018: 32 

11 c.) Rücknahme nach § 23 Abs. 1 
(nachtr. Feststellung: mangelnde Zuverlässigkeit) 

 
geheim  

 

12 d.) Widerruf nach § 23 Abs. 3 
(unter 21 J.: durch Dritte beeinflusst / ausgenutzt) 

 
geheim  

 

13 e.) sonstige Gründe geheim   

 
14 

 
Ort der Prostitutionsstätte 

geheim 
(nur Zuordnung zu Bundesländern 

veröffentlicht)  

 

15 Jahr der Erteilung / Verlängerung Erlaubnis teilweise geheim: 
nur für 2017 bekannt 

 

16 Anzeige Prostitutionsgewerbe,  
(bereits vor 1. 7. 2017 betrieben) 

teilweise geheim: 
nur für 2017 bekannt 

2017: 1.261 

17 Anzeige Aufstellung Prostitutionsfahrzeug teilweise geheim: 
nur für 2018 bekannt  

 
2018: 30 

18 Ort Aufstellung Prostitutionsfahrzeug geheim   

19 Untersagung Aufstellung Prostitutionsfahrzeug geheim   

20 Anzeige Prostitutionsveranstaltung teilweise geheim: 
nur für 2018 bekannt 

 
2018: 5 

21 Ort Prostitutionsveranstaltung geheim   

  

                                                           
7 vgl. Zwischenbericht S. 25 
8 Bezeichnenderweise ist in der entsprechenden Tabelle des Zwischenberichts (S. 34) nicht einmal eine 
gesonderte Rubrik „weiterhin in Bearbeitung“ aufgenommen, so als gäbe es diesen Status gar nicht. 
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Abzüglich der 119 „Nicht-Gewährungen“ von Erlaubnissen bleiben 2018 immerhin noch 

1.128 Anträge, die in diesem Jahr entweder „genehmigt“ wurden oder weiterhin „in 

Bearbeitung“ blieben. Über deren jeweils genaue Zahl schweigt man sich 

bezeichnenderweise aus. Da die Genehmigungsquote 2017 bei lediglich 6,6 % lag (89 von 

1.350), kann nur geschlussfolgert werden, dass die Genehmigungsquote 2018 ebenfalls auf 

niedrigstem Niveau lag.  

 

Offenbar zog man es vor, per Geheimhaltung die weiterhin hohe Zahl der „in Bearbeitung“ 

bleibenden Fälle nicht publik zu machen und damit auch nicht an die große Glocke zu 

hängen. So konnte man hoffen, dass öffentliche Debatten und Auseinandersetzungen über 

die Gründe dieser problematischen Entwicklung gar nicht erst aufkommen würden. 

 

Gleiches gilt auch im Falle des Verzichts auf eine vollständige Veröffentlichung der Gründe 

für die Nicht-Gewährung von 119 Erlaubnissen im Jahre 2018. Es grenzt geradezu an 

Manipulation, wenn einerseits mit Verweis auf 13 Fälle (!) mangelnder „Zuverlässigkeit“ von 

Prostitutionsgewerbe-Betreibenden und weitere 32 Fälle (!) eines unzureichenden 

Betriebskonzepts bzw. „sachlicher Versagungsgründe“ die Einlösung des Schutzzwecks des 

Prostituiertenschutzgesetzes behauptet wird, aber gleichzeitig über die Mehrzahl der 74 

verbleibenden Fälle einer Nicht-Gewährung von Erlaubnissen der Mantel des Schweigens 

gehüllt wird. 

 

Die ausgesprochen selektive und somit willkürliche Praxis der Veröffentlichung von 

Prostitutions-Daten erweist sich vor diesem Hintergrund als Mittel, um auf die öffentliche 

Deutung und Bewertung der Umsetzung eines umstrittenen Gesetzes Einfluss zu nehmen. 

Es sollte dabei nicht unberücksichtigt bleiben, dass das Statistische Bundesamt eine 

Behörde des Bundesinnenministeriums ist, das seinerzeit selbst und an vorderster Front 

Partei ergriff für das Zustandekommen des Prostituiertenschutzgesetzes. 

 

 ZWISCHENERGEBNISSE III 

 
 
 
M 
E 
R 
K 
B 
L 
A 
T 
T 

 
 

(1) Das unterschiedslose Zusammenwerfen fiktiver §-37-Erlaubnisse und definitiver §-12-Erlaubnisse in  

      der Bundesstatistik zu Prostitution verunmöglicht verlässliche Aussagen zur Entwicklung der 
      maßgeblichen §-12-Erlaubnisse unter dem Prostituiertenschutzgesetz.  
 

(2) Die Veröffentlichung der Zahl „gültiger Erlaubnisse“ in der Prostitutions-Statistik erlaubt keine 

     Rückschlüsse auf die Zahl der jährlich nach § 12 ProstSchG genehmigten Prostitutionsgewerbe. 
 

(3) Die Bundesregierung zeigt in ihrem „Zwischenbericht“ keine Bereitschaft, die ganz offensichtlichen,  

      eklatanten Mängel der veröffentlichten Statistik zu Prostitutionsgewerben zu beheben. 
 

(4) Mittels Geheimhaltung werden die vereinzelten, im „Zwischenbericht“ veröffentlichten Daten der  

     „Statistik des laufenden Jahres“ zu Prostitutionsgewerben in ihrer Aussagekraft weitgehend wertlos. 
 

(5) Im „Zwischenbericht“ veröffentlichte statistische Daten lassen auf eine ausgesprochen niedrige 

      Genehmigungsquote hinsichtlich der Umwandlung von §-37-Erlaubnissen in §-12-Erlaubnisse 
      schließen. 
 

(6) Der Verzicht auf die vollständige Offenlegung der Gründe für eine Nichtgewährung der Genehmigung  

     nach § 12 ProstSchG belegen den Hang zur Intransparenz in der offiziellen Prostitutions-Statistik. 
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IV.  
Die Prostitutions-Statistik und der „Schutzzweck“ des  
Prostituiertenschutzgesetzes 
 

 

Die staatlich verbreitete Legende, wonach die mit dem Prostituiertenschutzgesetz 

eingeführten Mechanismen einer verschärften Kontrolle und Überwachung des 

Prostitutionsgewerbes nicht etwa der Entrechtung von Sexarbeiter*innen und der 

Eindämmung des Angebots sexueller Dienstleistungen dienen, sondern einzig und allein 

zum Schutz von Sexarbeiter*innen erdacht wurden, durfte natürlich auch im Zwischenbericht 

des Bundesfamilienministeriums nicht fehlen.  

 

Obwohl man einräumt, dass eine Bewertung des Prostituiertenschutzgesetzes auf 

Grundlage der wenigen vorliegenden Daten eigentlich nicht möglich sei9, konnte man es sich 

doch gleichwohl nicht verkneifen zu verkünden, „der mit dem ProstSchG intendierte 

Schutzzweck“ sei im Jahre 2018 „erreicht“ worden.10 Für diese kühne Behauptung reichen 

dem Bundesfamilienministerium ganze zwei Zahlenangaben aus dem Jahr 2018: einmal der 

Verweis auf 119 nicht gewährte Prostitutions-Erlaubnisse sowie der Verweis auf 402 

Ablehnungen von Anmeldebescheinigungen zur Ausübung der Prostitution.11 

 

(1) Was besagt die Zahl von 402 Ablehnungen von Anmeldebescheinigungen  

      im Jahr 2018? 
 

Im Jahr 2018 gab es laut Angaben des Statistischen Bundesamts bezogen auf insgesamt 

23.017 Verwaltungsvorgänge (Ausstellungen, Verlängerungen, Ablehnungen) gerade mal 

402 Ablehnungen, was ein Anteil von 1,8 % ist. Angesichts der Tatsache, dass 

Sexarbeiter*innen mehrheitlich als „besonders vulnerable“ Berufsgruppe eingestuft wird und 

sie daher auch in besonderem Maße den Zumutungen staatlichen „Schutzes“ ausgesetzt 

sind, ist 1,8 % eine ausgesprochen geringe Größe. Im Umkehrschluss sind demnach 98 % 

der 2018 vorliegenden Anträge auf eine Anmeldebescheinigung ohne Bedenken erteilt 

worden.  

 

Man glaubt also, mit Verweis auf 1,8 % Sexarbeiter*innen, denen man die Ausübung ihres 

Berufes verweigert und ihnen das als „Schutz“ verkauft, die verbleibenden 98 % 

Sexarbeiter*innen in Geiselhaft nehmen zu können. Ob die betroffenen Sexarbeiter*innen 

das Verbot der Prostitutionsausübung auch selbst als „Schutz“ empfunden haben, steht 

natürlich nicht zur Debatte. 

 

 

 

                                                           
9 „Eine Auswertung der Auswirkung dieses Gesetzes ist zum jetzigen Zeitpunkt und allein auf Grundlage der 
verfügbaren beschränkt aussagefähigen statistischen Daten nicht möglich.“ vgl. Zwischenbericht S. 39/40 
10 ebenda 
11 So sei „die absolute Zahl von 402 Ablehnungen … jedoch insofern bemerkenswert, als dass die im ProstSchG 

geregelten Ablehnungsgründe gerade auch dem Schutz der besonders Verwundbaren dienen sollen.“ 

(Zwischenbericht, S. 25) Zugleich zeigen 119 nicht gewährte Prostitutionserlaubnisse im Jahr 2018 „am 

deutlichsten das Bild des im Verwaltungsverfahren bereits erfolgten Schutzes der in der Prostitution tätigen 

Personen“. (Zwischenbericht, S. 34) Insgesamt „deuten diese Daten darauf hin, dass der mit dem ProstSchG 

intendierte Schutzzweck zumindest in den übermittelten Fällen erreicht wird.“ (Zwischenbericht. S. 35) 



10 
 

TABELLE 09: Anmeldebescheinigungen und Ablehnungen nach Altersgruppen (2018)12 

 

 
Alters- 
gruppe 

 
Stichtag 

31.12. 2018 

Erhebung im Laufe des Jahres 2018 Anteil 
an 

Alters-
gruppe 

 
Gesamt 

davon: 

Ausstellung Verlängerung Ablehnung 

absolut anteilig   absolut anteilig 

18 – 20 J.  2.030 6 % 1.677 geheim Geheim 27 7 %  

21 - 44 J. 25.047 76 % 17.779 17364 102 313 78 % 1,8 % 

45 J. u. älter 5.722 17 % 3.561 geheim geheim 62 15 %  

 
SUMME: 
 

 
32.799 

 
100 % 

 
23.017 

 
22.364 

 
143 

 
402 

 
100 % 

 
1,8 % 

 

Eine weitere Annahme der Bundesregierung geht mit den Angaben des Zwischenberichts in 

die Brüche. Ganz besonders viel „Schutz“ lässt man nämlich den unter 21-jährigen 

Sexarbeiterinnen zuteilwerden, indem man sie mit doppelt so vielen Zwangsberatungen 

beglückt wie ihre älteren Berufskollegen*innen. 

 

Der Zwischenbericht lässt jedoch unzweideutig erkennen, dass die Verteilung der 

Ablehnungen auf Altersgruppen weitgehend der anteiligen Größe dieser Altersgruppen 

entspricht. Eine besonders hohe Zahl von Ablehnungen in der Gruppe der unter 21-Jährigen 

– wie zu erwarten gewesen wäre – ist mithin nicht erkennbar. 

 

Natürlich kommt der Zwischenbericht des Bundesfamilienministeriums nicht entfernt auf die 

Idee, das besonders hervorzuheben, geschweige denn kritisch zu beleuchten. 

 

Da die prozentuale Größe von 1,8 % Ablehnungen im Jahr 2018 „nicht wesentlich ins 

Gewicht falle“13, wie man eingestehen muss, versucht man die absolute Zahl von 402 

Ablehnungen für sich genommen als „bemerkenswerten“ Beleg für die Umsetzung des 

Schutzzwecks des Gesetzes zu werten. Glücklicherweise hat man sich seinerzeit dazu 

entschieden, die Leser*innen des Zwischenberichts nicht auch noch mit den Daten der 

Bundesstatistik von 2019 zu behelligen. Denn dann hätte man sich damit herumschlagen 

müssen, dass es in diesem Jahr nur ganze 78 Ablehnungen gab, was in der Logik des 

Bundesfamilienministeriums zweifellos als Misserfolg bei der Umsetzung des 

„Schutzzwecks“ des Prostituiertenschutzgesetzes hätte präsentiert werden müssen. 

 

Denn während die Ablehnungen 2018 noch 402 von 23.017 Verwaltungsvorgängen und 

somit 1,8 % ausgemacht haben, waren es 2019 lediglich 78 von 14.426 

Verwaltungsvorgängen, mithin nur noch 0,5 %. Die Zahl der Ablehnungen ist also nicht nur 

absolut, sondern auch prozentual gesunken. 

 

Der Verweis auf eine einzige Zahl aus einem einzigen Jahr und die ihr zugeschriebene Rolle 

als Beleg des angeblichen „Schutzzwecks“ des Prostituiertenschutzgesetzes erweist sich 

also bei Licht betrachtet als manipulatives Verfahren. Es löst nicht ein, was es zu erkennen 

vorgibt. 

 

 

 

 

 

 

                                                           
12 vgl. Daten Zwischenbericht S. 28 
13 S. 25 
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(2) Was besagt die Zahl von 119 nicht gewährten Prostitutions-Erlaubnissen im  

     Jahr 2018? 
 

Als zweites Indiz für die aktive Schutzfunktion des Prostituiertenschutzgesetzes hinsichtlich 

des Selbstbestimmungsrechts von Sexarbeiter*innen gilt die Tatsache, dass im Jahr 2018 

119 Erlaubnis-Anträge von den zuständigen Behörden „nicht gewährt“ worden seien.  

 

Eine solche Zahlenangabe ist für sich genommen in keiner Weise aussagekräftig, solange 

sie nicht unter quantitativen wie qualitativen Gesichtspunkten näher analysiert und 

eingeordnet wird. Das aber verunmöglicht der vorliegende Bericht mittels extensiver 

Geheimhaltung wichtiger Bezugsgrößen. 

 

Obwohl § 3 Prostitutions-Statistikverordnung ausdrücklich die gesonderte Erfassung der 

Versagung (neuer Erlaubnisanträge), der Rücknahme und des Widerrufs (bereits 

genehmigter Erlaubnisanträge) inklusive der genauen Aufschlüsselung der im einzelnen 

vorliegenden Gründe vorsieht14, werden alle drei Formen eines negativen Bescheids 

unterschiedslos unter dem Begriff „nicht gewährte Erlaubnisse“ zusammengefasst. Die Folge 

ist, dass die Zahl 119 nicht nur zu den 1.247 im Jahr 2018 neu gestellten Anträge, sondern 

darüber hinaus auch zu bereits genehmigten, aber erneut geprüften Erlaubnissen ins 

Verhältnis gesetzt werden müsste. Deren Zahl aber nennt der Zwischenbericht nicht. 

 

Auch hinsichtlich der Gründe für eine „Nicht-Gewährung“ von Erlaubnisanträgen bzw. 

Erlaubnissen hüllt sich der Zwischenbericht weitgehend in Schweigen. Man erfährt lediglich, 

dass 2018 ganze 13 von 119 Nicht-Gewährungen mit mangelnder „Zuverlässigkeit“ der 

Betreiber*innen begründet wurden und weitere 32 der 119 Nicht-Gewährungen auf Verstöße 

im Zusammenhang mit § 14 Abs. 2 Nr. 2 (mangelhaftes Betriebskonzept, Übertretung des 

eingeschränkten Weisungsrechts, zu hohe Mietkosten) zurückzuführen sind. 

 

Wenn man bedenkt, dass die Notwendigkeit des Prostituiertenschutzgesetz seinerzeit nicht 

zuletzt mit Verweis auf eine angeblich hohe Kriminalität in der Branche begründet wurde, so 

ist die Tatsache, dass bei mehr als 1.247 Prüffällen in 2018 lediglich 13, d. h. weniger als  

1 % aller Betreiber*innen mangelnde Zuverlässigkeit angelastet werden konnte, irritierend 

und erstaunlich zugleich. Nicht einmal 3 % der Betreiber*innen von Prostitutionsgewerben 

konnte 2018 ein Verstoß gegen Auflagen im Zusammenhang mit Betriebskonzept, 

Weisungsrecht und geforderter Miethöhe nachgewiesen werden. Das sind erstaunlich 

geringe Größenordnungen. 

 

Doch damit wären bislang nur für 38 % (45 von 119) „Nicht-Gewährungen“ Gründe benannt. 

Was aber sind die Gründe für die verbleibenden 74 Nicht-Gewährungen, die mit 62 % den 

Großteil der Ablehnungen repräsentieren? Warum schweigt sich der Zwischenbericht dazu 

aus? Völlig im Dunkeln bleibt damit die Rolle der „Mindestanforderungen“, denen 

Prostitutionsbetriebe seit 2017 gerecht werden müssen, als auch die Rolle der „örtlichen 

Lage“ eines Prostitutionsbetriebs, die bekanntlich ein kritischer Punkt bei der (Nicht-)/ 

Erteilung von Genehmigungen ist. Wieder ist Schweigen angesagt. 

 

Eine solcherart selektive Veröffentlichungspraxis ist ganz offensichtlich interessegeleitet, 

nicht aber einer objektiven Berichterstattung verpflichtet. Die Behauptung, dass der 

Schutzzweck des Prostituiertenschutzgesetzes sich in der Praxis seiner Umsetzung deutlich 

manifestiere, kann vor diesem Hintergrund nur manipulativer Absicht entspringen. Ein Beleg 

                                                           
14 vgl. https://www.gesetze-im-internet.de/proststatv/BJNR193400017.html 

https://www.gesetze-im-internet.de/proststatv/BJNR193400017.html
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für diese Behauptung kann allein mit Verweis auf zwei, gänzlich aus ihren Zusammenhängen 

gerissenen Zahlenangaben jedenfalls nicht erbracht werden. 

 

 ZWISCHENERGEBNISSE IV 

 
 
 
M 
E 
R 
K 
B 
L 
A 
T 
T 

 
 

(1) In manipulativer Absicht instrumentalisiert das Bundesfamilienministerium in ihrem „Zwischenbericht“  

      selektiv Daten, um die praktische Wirksamkeit eines angeblichen „Schutzcharakters“ des 
      Prostituiertenschutzgesetzes beweisen zu können. Der vermeintliche „Beweis“ misslingt. 
 

(2) Die staatlich verbreitete Legende einer „besonderen Schutzbedürftigkeit“ von Sexarbeiter*innen  

     zerlegt sich selbst: 2018 werden über 98 % aller Anmeldeanträge genehmigt, 2019 sind es 99,5 %. 
 

(3) Noch eine Pleite: Die angeblich „besonders schutzbedürftigen“ unter 21-jährigen Sexarbeiter*innen  

     haben eine geringere Ablehnungs-Quote bei Anmeldeanträgen vorzuweisen als die Gesamtheit aller  
     Sexarbeiter*innen 
 

(4) Auch die von Polizei & Medien verbreitete Legende von besonders hoher Kriminalität im  

     Prostitutionsgewerbe kann der „Zwischenbericht“ nicht bestätigen: 2018 erhielten lediglich 1 %  
     (13 von 1.247 Anträgen) aller Prostitutionsgewerbe wegen „mangelnder Zuverlässigkeit“ keine  
      Konzession. 
 

(5) Insbesondere der Verzicht einer Klärung der Frage, wie oft die „örtliche Lage“ ein Schließungs- bzw. 

      Ablehnungsgrund im Hinblick auf Prostitutionsgewerbe-Erlaubnisse war, zeigt den exzessiven Hang  
      zu Geheimniskrämerei im Zwischenbericht der Bundesregierung 
 

 

 
 

V. 
Dialektik der Verdunklung:  
Geheimhaltungsverfahren in der Prostitutions-Statistik  
 

 

Wer einen Blick in die Prostitutions-Statistikverordnung wirft, kann sich des Eindrucks nicht 

erwehren, dass hier Detailversessene am Werk waren. So ziemlich alle Daten, denen man 

habhaft werden kann, sollen erhoben und zudem unter verschiedenen besonderen Aspekten 

aufbereitet zur Verfügung stehen. 

 

So soll – um ein Beispiel zu nennen – die Nicht- Gewährung von Prostitutionsgewerbe-

Erlaubnissen nicht den Ausprägungen „Versagung“, „Rücknahme“ und „Widerruf“, sondern 

diese wiederum nochmal nach fünf verschiedenen Ursachenkomplexen differenziert erfasst 

werden. Der damit erweckte Eindruck, hier werde nun Licht ins Dunkel gebracht und 

umfassende Transparenz geschaffen, erweist sich jedoch als Irrtum. Denn die Prostitutions-

Statistikverordnung bestimmt lediglich, was erfasst, nicht aber, was davon auch veröffentlicht 

wird. 

 

Obwohl die „Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe“ bekanntlich der eigentliche politische 

„Kern“ des Prostituiertenschutzgesetzes ist, hat die Öffentlichkeit offenbar kein Anrecht zu 

erfahren, wie viele Genehmigungen bzw. Versagungen von Erlaubnis-Anträgen es im 

Verlaufe eines jeden Jahres gegeben hat. Die entsprechende Statistik sieht in der im 

Zwischenbericht veröffentlichten Version wie folgt aus: 
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TABELLE 10: „Anträge für ein Prostitutionsgewerbe im Laufe des Jahres 2018 nach Art des  

                        Vorgangs sowie nach Gewerbearten und regionaler Einheit“15 

 

 
Regionale  

Einheit 

Prostitutions-
gewerbe 

insgesamt 

davon: 

Prostitutions-
stätten 

Prostitutions-
vermittlungen 

Prostitutions-
veranstaltungen 

Prostitutions-
fahrzeuge 

Antrag auf 
Erlaubnis / 
Verlängerung 

 
1.247 

 
1.159 

 
48 

 
Geheim 

 
geheim 

Erteilung der 
Erlaubnis / 
Verlängerung 

 
geheim 

 
geheim 

 
geheim 

 
k. A. 

vorhanden 

 
geheim 

Versagung der 
Erlaubnis / 
Verlängerung 

 
geheim 

 
geheim 

 
geheim 

 
k. A. 

vorhanden 

 
geheim 

 

Von dreizehn möglichen Informationen erfährt die Öffentlichkeit gerade einmal drei. Zehn 

Informationen werden demgegenüber „geheim gehalten“. Das hier zu besichtigende Ausmaß 

der Geheimhaltung ist typisch für die Prostitutions-Statistik. Behördliche 

Geheimhaltungsverfahren rechtfertigen sich dabei mit Verweis auf § 16 Abs. 1 Satz 1 

Bundesstatistikgesetz. Dort heißt es: 

 
 „Einzelangaben über persönliche und sachliche Verhältnisse, die für eine Bundesstatistik 

 gemacht werden, sind von den Amtsträgern und Amtsträgerinnen und für den öffentlichen 

 Dienst besonders Verpflichteten, die mit der Durchführung von Bundesstatistiken betraut sind, 

 geheim zu halten, soweit durch besondere Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist.“16 

 

Mit dieser rechtlichen Vorgabe soll das informationelle Selbstbestimmungsrecht derjenigen 

geschützt werden, deren Daten Eingang in die behördliche Statistik finden. Es soll verhindert 

werden, dass „Einzelangaben“ in der Statistik Rückschlüsse auf eine konkrete Einzelperson 

bzw. einen konkreten Betrieb oder Unternehmen ermöglichen und ihnen im Nachhinein 

zugeordnet werden können. Doch dieser an und für sich hehre Grundsatz hat verheerende 

Folgen, sobald er auf Kreuztabellen mit kleinen Merkmalsausprägungen Anwendung findet.17  

 

Es gibt unterschiedliche Geheimhaltungsverfahren in der amtlichen Statistik. Im Falle der 

Prostitutions-Statistik bedient sich das Statistische Bundesamt des Verfahrens der 

Zellsperrung.18 Das bedeutet, dass sobald Merkmalsausprägungen einen bestimmten Wert 

unterschreiten und mit ihnen daher ein „Aufdeckungsrisiko“ verbunden sein könnten, die 

entsprechenden Tabellenwerte geheim gehalten werden.19 Das ist in der Regel dann der 

Fall, wenn ein Wert von n = 3 („Mindestfallzahlregel“) unterschritten wird. Mit anderen 

                                                           
15 Vgl. Zwischenbericht S. 34 
16 https://www.gesetze-im-internet.de/bstatg_1987/__16.html 
17 „Insbesondere bei kleinräumigen Analysen kann es zu sehr kleinen Fallzahlen und damit zu relativ großen 
Informationsverlusten aufgrund der Geheimhaltung kommen“, Rohde, Johannes u.a., 2018, 
Entscheidungskriterien für die Auswahl eines Geheimhaltungsverfahrens, S. 94, 
https://www.destatis.de/DE/Methoden/WISTA-Wirtschaft-und-Statistik/2018/03/entscheidungskriterien-
geheimhaltungsverfahren-032018.pdf?__blob=publicationFile 
18 Das Zellsperrverfahren ist das meistverwendete Geheimhaltungsverfahren in der amtlichen Statistik. Siehe 
dazu Patrick Rothe, Statistische Geheimhaltung – Der Schutz vertraulicher Daten in der amtlichen Statistik, 
2015, S. 300, vgl.: https://www.forschungsdatenzentrum.de/sites/default/files/fdz_aufsatz_1_gh.pdf 
https://www.forschungsdatenzentrum.de/sites/default/files/fdz_aufsatz_1_gh.pdf 
19 „Demnach ist in Veröffentlichungen der Statistik über die Prostitutionstätigkeit die Mindestfallzahlregel zur 
primären Geheimhaltung einzuhalten, d.h. ein Tabellenwert wird geheim gehalten (gesperrt), wenn weniger als 
eine bestimmte Anzahl an Personen dazu beitragen.“, vgl.: https://www.destatis.de/DE/Methoden 
/Qualitaet/Qualitaetsberichte/Soziales/Prostitutionstaetigkeit.pdf?__blob=publicationFile 

https://www.gesetze-im-internet.de/bstatg_1987/__16.html
https://www.destatis.de/DE/Methoden/WISTA-Wirtschaft-und-Statistik/2018/03/entscheidungskriterien-geheimhaltungsverfahren-032018.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Methoden/WISTA-Wirtschaft-und-Statistik/2018/03/entscheidungskriterien-geheimhaltungsverfahren-032018.pdf?__blob=publicationFile
https://www.forschungsdatenzentrum.de/sites/default/files/fdz_aufsatz_1_gh.pdf
https://www.forschungsdatenzentrum.de/sites/default/files/fdz_aufsatz_1_gh.pdf
https://www.destatis.de/DE/Methoden%20/Qualitaet/Qualitaetsberichte/Soziales/Prostitutionstaetigkeit.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Methoden%20/Qualitaet/Qualitaetsberichte/Soziales/Prostitutionstaetigkeit.pdf?__blob=publicationFile
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Worten: Zellen mit den Merkmalsausprägungen „1“ bzw. „2“ werden in der Regel 

grundsätzlich gesperrt.20 

 

Da aber nicht anzunehmen ist, dass sich die Gesamtzahl der 1.247 Anträge auf Erlaubnis 

eines Prostitutionsgewerbes in der Tabelle 08 derart extrem verteilen, dass einer der beiden 

Unterkategorien („Genehmigungen“ bzw. „Versagungen“) einen (niedrigen) Wert aufweist, 

dass er den Rückschluss auf einen konkreten Betrieb ermöglichen würde, stellt sich die 

Frage, warum in diesem Fall eine Geheimhaltung erforderlich sein soll. 

 

Unterstellen wir mit dem Statistischen Bundesamt einstweilen, dass alle binnen eines Jahres 

gestellten Erlaubnis-Anträge tatsächlich positiv („Genehmigung“) oder negativ (Versagung“) 

beschieden würden und es darüber hinaus keine dritte Kategorie noch „in Bearbeitung“ 

befindlicher Anträge gibt (was in hohem Maße unwahrscheinlich ist), so würde die Kenntnis 

der „Genehmigungen“ mittels Differenzbildung zur Gesamtzahl der Anträge die Zahl der 

„Versagungen“ ergeben. 

 

Doch ganz offensichtlich ist die Kenntnis beider Größen nicht erwünscht. Ohne Angabe 

näherer Gründe, ausschließlich mit Verweis auf Geheimhaltung heißt es lapidar: 

 
 „Die Zahl der im Berichtsjahr 2018 erteilten Genehmigungen/Erlaubnisse konnte aus 

 Geheimhaltungsgründen nicht ausgewiesen werden.“21 

 

Zunächst muss dahinter kein politisches Kalkül vermutet werden. Denn die Geheimhaltung 

kann schlicht daher rühren, dass die Sperrung der „Versagungen“ in einer der Substatistiken 

zum Prostitutionsgewerbe aus Gründen der „sekundären Geheimhaltung“ erforderlich 

erscheint, um in anderen Statistiken dem Geheimhaltungsgebot des § 16 

Bundesstatistikgesetz Rechnung zu tragen. 

 

Was hat es nun mit der „sekundären Geheimhaltung“ auf sich? Dazu erklärt das Statistische 

Bundesamt im Zwischenbericht zum Prostituiertenschutzgesetz: 

 
 „Die primäre Geheimhaltung richtet sich nach der Mindestfallzahlregel, das heißt, ein 

 Tabellenwert wird geheim gehalten (gesperrt), wenn weniger als eine bestimmte Anzahl an 

 Personen dazu beitragen. Mittels sekundärer Geheimhaltung wird verhindert, dass primär 

 geheim gehaltene Werte durch Summen- oder Differenzbildung mithilfe bekannter 

 Tabellenwerte oder den Abgleich mit anderen Tabellen ermittelt werden können. Auch wird bei 

 der Festlegung geheim zu haltender Fallkonstellationen bedacht, inwieweit Wissen aus 

 anderen Quellen ein Aufdeckungsrisiko darstellen könnte.“22   

 

Die Implikationen des Geheimhaltungsverfahrens der „Zellsperrung“ und dabei der 

Zusammenhang von „primärer“ und „sekundärer“ Geheimhaltung sei nachfolgend anhand 

der Statistik der „Versagungen, Rücknahmen und Widerrufe“ von Erlaubnis-Anträgen 

exemplarisch veranschaulicht.  

 

                                                           
20 „Für gewöhnlich wird in der amtlichen Statistik von n = 3 aus-gegangen, d. h. dass alle ausgewiesenen 
Fallzahlen mindestens dem Wert 3 entsprechen müssen, um in einer Veröffentlichung als unkritisch zu gelten. 
Alle Angaben, die die festgesetzte Mindestfallzahl unter-schreiten, müssen hingegen geheim gehalten werden.“ 
zit. nach: Rothe, 2015, S. 299, siehe:  https://www.forschungsdatenzentrum.de/sites/default/files/fdz_ 
aufsatz_1_gh.pdf  
21 Zwischenbericht S. 33 
22 Zwischenbericht, S. 14 

https://www.forschungsdatenzentrum.de/sites/default/files/fdz_%20aufsatz_1_gh.pdf
https://www.forschungsdatenzentrum.de/sites/default/files/fdz_%20aufsatz_1_gh.pdf
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Der Zwischenbericht selbst veröffentlicht zu diesem Fragenkomplex für 2018 lediglich drei 

Daten: die Gesamtzahl aller 119 nicht gewährten Erlaubnisse sowie die Angabe, dass 13 

dieser nicht gewährten Erlaubnisse auf „mangelnde Zuverlässigkeit“ und weitere 32 Nicht-

Gewährungen auf „sachliche Gründe“ zurückzuführen waren. Alle weiteren in der 

nachfolgenden Tabelle 11 angegebenen Zahlen sind rein fiktiv und stellen einen bloß 

möglichen Zusammenhang der einzelnen Größen dar. Sie dienen ausschließlich dem 

Zweck, die Wirkung von primärer und sekundärer Geheimhaltung zu illustrieren. 

 

Die Tabellen 11a und 11b bilden beispielhaft Verwaltungsvorgänge zu „Versagung“, 

„Rücknahme“ und „Widerruf“ der Erlaubnisse von Prostitutionsgewerben ab. Sie werden 

dabei in der Summenspalte der „Nicht-Gewährungen“ zusammengefasst und gemäß 

Prostitutions-Statistikverordnung auf vier unterschiedliche Gründe bezogen, die für die Nicht-

Gewährung ausschlaggebend sind.  

 

TABELLE 11a: Geheimhaltungsverfahren der „Zellsperrung“: VORHER23 

 

  
 

GRÜNDE 

 
Versagung 

 
Rücknahme 

 
Widerruf 

SUMME: 
Nicht-

Gewährung 

1 2 3 4 

A mangelnde Zuverlässigkeit 2 (P) 11 (S) k. A. 13 

B Betriebskonzept / Miethöhe / Weisungen 12 (S) 20 (S) k. A. 32 

C unter 21 Jahre + Dritte / oder: Ausnutzung  1 (P) k. A. 1 (P) 2 (P) 

D Sonstige Gründe: MA / örtliche Lage 21 (S) 48  1 (P) 72 (S) 

E SUMME: 36 (S) 79  2 (P) 119 

 

TABELLE 11b: Geheimhaltungsverfahren der „Zellsperrung“: NACHHER 

 

  
 

GRÜNDE 

 
Versagung 

 
Rücknahme 

 
Widerruf 

SUMME: 
Nicht-

Gewährung 

1 2 3 4 

A mangelnde Zuverlässigkeit geheim geheim k. A. 13 

B Betriebskonzept / Miethöhe / Weisungen geheim geheim k. A. 32 

C unter 21 Jahre + Dritte / oder: Ausnutzung  geheim k. A. geheim geheim 

D Sonstige Gründe: MA / örtliche Lage geheim 48 geheim geheim 

E SUMME: geheim 79  geheim 119 

 

Anmerkungen zu den Tabellen 11a und 11b: 

 

Die Tabelle hat insgesamt 20 Felder, wobei in 3 Fällen deshalb keine Angaben vorliegen, 

weil die angegebenen Gründe für die jeweils spezielle Art der Nicht-Gewährung irrelevant 

sind. Felder ohne Angabe bzw. mit dem Wert „0“ kommen für eine mögliche Sperrung aus 

Gründen der Geheimhaltung nicht in Frage, da dort kein Wert existiert, der geheim gehalten 

werden könnte.  

 

Es verbleiben mithin 17 Tabellenfelder. Von denen unterfallen sechs Felder wegen einer 

Merkmalsausprägung von weniger als „3“ einer mit „P“ gekennzeichneten primären 

Geheimhaltung (A1, C1, C3, C4, D3 und E3). Um durch Differenzbildung mit den 

Randsummen nicht rückwirkend identifiziert werden zu können, bedarf es zusätzlich zu den 

                                                           
23 vgl. Zwischenbericht S. 36 
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bereits erfolgten Primärsperrungen noch sechs weiterer, jeweils mit „S“ gekennzeichneter 

Sekundärsperrungen (siehe Tabelle 09a).  

 

Im Zuge der sekundären Geheimhaltung müssen allerdings – um die primäre 

Geheimhaltung abzusichern – eine Reihe weiterer Felder gesperrt werden: 

 

(1) Sperrung von A2, um keine Identifikation von A1 in Zeile A per Differenzbildung zu ermöglichen; 

(2) Sperrung von B2, um keine Identifikation von A2 in Spalte 1 per Differenzbildung zu ermöglichen; 

(3) Sperrung von B1, um keine Identifikation von B2 in Zeile B per Differenzbildung  zu ermöglichen; 

(4) Sperrung von D1, um keine Identifikation von D3 in Zeile D per Differenzbildung  zu ermöglichen; 

(5) Sperrung von D4, um keine Identifikation von C4 in Spalte 4 per Differenzbildung  zu ermöglichen 

(6) Sperrung von E1, um keine Identifikation von E3 in Zeile E per Differenzbildung  zu ermöglichen 

 

Im konkreten Fall – so die Logik des Verfahrens – müsste die Gesamtzahl der 

„Versagungen“ gesperrt werden, was wiederum zur Folge haben hätte, dass auch die Zahl 

der „Genehmigungen“ in Tabelle 10 geheim gehalten werden muss. Denn es wäre ein 

Leichtes, die Zahl der Versagungen dort durch Differenzbildung zur (veröffentlichten) 

Gesamtzahl von 1.247 Erlaubnis-Anträgen zu berechnen. 

 

Die Geheimhaltung frisst sich durch die gesamte Prostitutions-Statistik wie der Pilzbefall 

durch eine Kaffee-Plantage. Sie wird damit zur behördlich protegierten und staatlich 

geduldeten Geheimniskrämerei und hat etwa durch und durch Neurotisches. Denn die 

dahinter stehende Unterstellung, irgendjemand würde sich der Mühe unterziehen, durch 

fortschreitende Rückrechnung einige primär gesperrte Daten in Erfahrung zu bringen, ist 

ebenso weltfremd wie die Annahme, die Kenntnis solcher Einzeldaten auf Bundesebene 

ließe sich umstandslos und in schädigender Weiser einem lokalen Akteur zuordnen. 

 

Das Ergebnis: Im Zusammenspiel von § 16 Bundesstatistikgesetz, dem darauf sich 

beziehenden statistischen Geheimhaltungsverfahren der Zellsperrung, einer spezifischen 

Tabellenstruktur mit geringen Gesamtfallzahlen sowie Feldern, deren 

Merkmalsausprägungen die Mindestfallzahl unterschreiten, kommt es im Ergebnis zu einer 

erheblichen Zahl an primären und sekundären Sperrungen, die den Informationswert einer 

Statistik – hier: der Prostitutions-Statistik – grundsätzlich in Frage stellen. 

 

Wie in einem Schneeballsystem verdunkelt sich das Bild. Die auf den ersten Blick der 

Transparenz verpflichtete Prostitutions-Statistikverordnung verkehrt sich in ihr genaues 

Gegenteil: Gerade durch die mit der Prostitutions-Statistikverordnung vorgegebene 

Aufsplitterung von Angaben erreicht man, dass Kreuztabellen mit kleinen Zahlenwerten 

entstehen und die auf § 16 Bundesstatistikgesetz fußenden Mechanismen der 

Geheimhaltung greifen. 

 

Die Geheimniskrämerei geht schließlich sogar so weit, dass das Statistische Bundesamt 

selbst die „Mindestfallzahl“ geheim hält, ab der die Geheimhaltung in der Prostitutions-

Statistik greift.24 Die gemeinhin dem Prostitutionsgewerbe unterstellte Neigung zur 

Intransparenz scheint ihr Gegenstück gefunden zu haben: in der Intransparenz auf Seiten 

derer, die an der Überwachung dieses Gewerbes beteiligt sind.25 

                                                           
24 Zwischenbericht, S. 14 
25 Das Statistische Bundesamt Wiesbaden ist eine „im Geschäftsbereich des BMI verankerte 
Bundesoberbehörde“ (vgl. https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/behoerden/DE/destatis.html). Das 
Bundesinnenministerium wiederum war die treibende Kraft hinsichtlich der Ausarbeitung und Umsetzung des  
Prostituiertenschutzgesetzes.  

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/behoerden/DE/destatis.html
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Der Zwischenbericht des Bundesfamilienministeriums dokumentiert unverkennbar den 

exzessiven Hang zur Geheimhaltung im Zusammenhang der Prostitutions-Statistik. Die 

nachfolgende Auflistung gibt davon einen Eindruck: 

 

Geheimhaltung in Bezug auf Angaben zur Sexarbeit: 

 

(1) 2017 unterliegen in acht Fällen die Angaben zur Staatsangehörigkeit von  

     Sexarbeiter*innen der Geheimhaltung.26  

(2) 2018 wird aus Geheimhaltungsgründen bei Sexarbeiter*innen nicht-europäischer  

     Herkunft auf eine Differenzierung nach Staatsangehörigkeit verzichtet.27  

(3) Für 2018 fallen die Angaben zur Zahl der in den Bundesländern Brandenburg und  

     Sachsen-Anhalt registrierten Sexarbeiter*innen unter die Geheimhaltung. 

(4) Für 2018 wird bei den aus nicht-europäischen Ländern kommenden Sexarbeiter*innen  

     die Zuordnung zu Altersgruppierungen in 10 Fällen geheim gehalten.28   

(5) Für 2018 wird die Zuordnung der Ausstellung, Verlängerung und Ablehnung von  

     Anmeldebescheinigungen zu Altersklassen und Staatsangehörigkeit in 16 Fällen geheim  

     gehalten.29 

 

Geheimhaltung in Bezug auf Angaben zu Prostitutionsgewerben: 

 

(1) Für das Jahr 2017 wird die Zahl der von den Bundesländern Berlin, Hessen und  

     Rheinland-Pfalz mit gültiger Anmeldung betriebenen Prostitutionsgewerbe geheim 

     gehalten.30 

(2) Bezogen auf Deutschland wird für 2017 die genaue Zahl der gültigen Anmeldungen für  

      Prostitutionsvermittlungen, Prostitutionsveranstaltungen und Prostitutionsfahrzeuge aus  

      Geheimhaltungsgründen nicht mitgeteilt.31 

(3) Für 2017 wird die Zahl der in den Bundesländern Hessen und Rheinland-Pfalz bereits vor  

      dem 1.7.2017 betriebenen und mit gültiger Erlaubnis ausgestatteten  

      Prostitutionsgewerbe geheim gehalten.32 

(4) Für 2017 unterliegen die Angaben von sechs Bundesländern zur Zahl der mit gültigen  

      Erlaubnissen ausgestatteten Prostitutionsstätten der Geheimhaltung.33 

(5) Für das Jahr 2018 wird die Zahl der von den Bundesländern Berlin, Mecklenburg- 

      Vorpommern, Sachsen und Thüringen mit gültiger Anmeldung betriebenen  

      Prostitutionsgewerbe geheim gehalten.34 

(6) Für 2018 unterliegen die Angaben von sieben Bundesländern zur Zahl der mit gültigen  

      Erlaubnissen ausgestatteten Prostitutionsstätten der Geheimhaltung.35 

(7) Für 2018 unterliegen die Angaben von neun Bundesländern zur Zahl der mit gültigen 

     Erlaubnissen ausgestatteten Prostitutionsvermittlungen der Geheimhaltung.36 

(8) Für 2018 unterliegen die Angaben von fünf Bundesländern zur Zahl der mit gültigen  

                                                           
26 Zwischenbericht S. 18 
27 Zwischenbericht S. 21/22 
28 Zwischenbericht S. 25 
29 Zwischenbericht S. 28/29 
30 Zwischenbericht, S. 20 
31 Zwischenbericht, S. 20 
32 Zwischenbericht, S. 20 
33 Zwischenbericht, S. 20 
34 Zwischenbericht, S. 30 
35 Zwischenbericht, S. 30 
36 Zwischenbericht, S. 30 
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     Erlaubnissen ausgestatteten Prostitutionsfahrzeuge der Geheimhaltung.37 

(9) Für 2018 unterliegen die Zahl der erteilten und versagten Erlaubnisse sowie deren    

      Aufteilung auf die unterschiedlichen Arten der Prostitutionsgewerbe der Geheimhaltung.38 

(10) Für 2018 unterliegt die Angabe der Gründe für Versagung / Rücknahme / Widerruf der  

       Erlaubnis eines Prostitutionsgewerbes der Geheimhaltung.39 

(11) Für 2018 unterliegen die Angaben von 4 Bundesländern zur Anzeige bzw.  

       Untersagung des Betriebs von Prostitutionsfahrzeugen der Geheimhaltung.40 

 

Obwohl die statistische Geheimhaltung einerseits als „rein methodisches“ Verfahren 

erscheint, ist ihre im Hinblick auf die Veröffentlichung von Daten absehbar intransparente 

Wirkung durch politisch entschiedene Vorgaben der Prostitutions-Statistikverordnung 

hervorgebracht. Insbesondere für Statistiken mit überschaubaren Größenordnungen, wie das 

hinsichtlich des Prostitutionsgewerbes der Fall ist, gilt: Je detaillierter die Vorgaben, desto 

weniger „darf“ veröffentlicht werden. Mit einiger Kenntnis dieser Mechanismen kann man 

durch politische Entscheidungen für eine entsprechend ausgestaltete Statistik Intransparenz 

gezielt fördern. Davon hat man Gebrauch gemacht. 

 

Allerdings trifft die Intransparenz durch statistischen Informationsverlust ausschließlich die 

Öffentlichkeit, nicht aber die staatlichen Behörden. Diese dürfen sich der vollständigen 

Statistiken inklusive der „Tabellenfelder (mit) nur einem einzigen Fall“ bedienen und daraus 

die ihnen genehmen Schlüsse ziehen. Das nennt man Herrschaftswissen. So heißt es in § 

16 Abs. 4 Bundesstatistikgesetz: 

 
 „Für die Verwendung gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften und für Zwecke der 

 Planung, jedoch nicht für die Regelung von Einzelfällen, dürfen den obersten Bundes- oder 

 Landesbehörden vom Statistischen Bundesamt und den statistischen Ämtern der Länder 

 Tabellen mit statistischen Ergebnissen übermittelt werden, auch soweit Tabellenfelder nur 

 einen einzigen Fall ausweisen.“41 

 

 ZWISCHENERGEBNISSE V 

 
 
M 
E 
R 
K 
B 
L 
A 
T 
T 

 

(1) Die extensive Anwendung von Verfahren der Geheimhaltung kennzeichnet die gesamte offizielle  

      Prostitutions-Statistik. 
 

(2) Selbst die „Mindestfallzahl“, ab der eine Geheimhaltung von Tabellenfeldern erfolgt, unterliegt in der 

      Berichterstattung des Statistischen Bundesamts der Geheimhaltung. 
 

(3) Im Zusammenspiel von § 16 Bundesstatistikgesetz, dem darauf sich beziehenden statistischen  

     Geheimhaltungsverfahren der Zellsperrung, einer spezifischen Tabellenstruktur mit geringen  
     Gesamtfallzahlen sowie Feldern, deren Merkmalsausprägungen die Mindestfallzahl unterschreiten,  
     kommt es im Ergebnis zu einer erheblichen Zahl an primären und sekundären Sperrungen, die den  
     Informationswert der Prostitutions-Statistik grundsätzlich in Frage stellen. 
 

(4) Das Statistische Bundesamt produziert Herrschaftswissen: Im Unterschied zur Öffentlichkeit stehen  

     den Bundes- und Landesbehörden die Daten der als „geheim gehalten“ gekennzeichneten  
     Tabellenfelder sehr wohl zur Verfügung 
 

 

 

 

 

                                                           
37 Zwischenbericht, S. 30 
38 Zwischenbericht, S. 34 
39 Zwischenbericht, S. 36 
40 Zwischenbericht, S. 36 
41 https://www.buzer.de/gesetz/5085/a70415.htm 

https://www.buzer.de/gesetz/5085/a70415.htm
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VI. 
Schlussbemerkung 
 

 

Mit dem Prostituiertenschutzgesetz hat die politische Klasse auf eine fortgesetzte 

Entrechtung von Sexarbeiter*innen gesetzt. Das diskriminierende strafrechtliche Sonderrecht 

gegenüber Prostitution wurde nicht nur beibehalten, sondern erweitert Es wird zum Zwecke 

einer engmaschigeren Überwachung des Prostitutionsgewerbes instrumentalisiert.42 

 

Dieser rechtliche Ausnahmezustand schlägt sich nieder in regelmäßig zu wiederholenden 

Zwangsberatungen, in der Zwangsregistrierung von Sexarbeiter*innen, im Zwang zum 

Mitführen eines Hurenpasses, in Zwangskondomisierung etc. Ebenso schlägt er sich nieder 

in der mit dem Prostituiertenschutzgesetz eingeführten „Erlaubnispflicht für 

Prostitutionsgewerbe“, die das bestehende strafrechtliche Sonderrecht und das Baurecht 

instrumentalisiert, um in der Folge mittels fiktiver §-37-Erlaubnisse einen Zustand 

permanenter Rechtsunsicherheit zu schaffen und flächendeckend Prostitutionsstätten zu 

schließen. 

 

Diese Form repressiver Prostitutions-Reglementierung, die auf die Eindämmung des 

Angebots sexueller Dienstleistungen zielt, soll nach dem Willen der Regierenden möglichst 

unangetastet und auf absehbare Zeit weiter aufrechterhalten werden. Diesem Zweck dient 

der von der Bundesregierung veröffentlichte „Zwischenbericht zum 

Prostituiertenschutzgesetz“, der diesen Namen nicht verdient. Denn er ist ein Hohn auf 

jegliche Transparenz. Als Produkt einer unheiligen Allianz von politisch gewollter und 

methodisch legitimierter Intransparenz dokumentiert er vor allem eines: wie die Öffentlichkeit 

mit Datenmüll abgespeist und zum Narren gehalten wird. 

 

Herrschaftswissen für Behörden, haufenweise relativ wertlose Informationen für die 

Öffentlichkeit – das ist die Bilanz der Lektüre eines Berichts, der wesentliche, für die 

Bewertung des Prostituiertenschutzgesetzes wichtige Zusammenhänge schlicht verheimlicht. 

 

● Warum erfährt man nicht, wie viele Sexarbeiter*innen jedes Jahr neu registriert werden?  

● Warum erfährt man nicht die Zahl der im Zuge der Registrierung staatlich erfassten  

    Sexarbeiter*innen?  

● Warum erfährt man nicht, wie vielen Prostitutionsgewerben in jedem Jahr die Erlaubnis  

   genehmigt bzw. versagt wird?  

● Warum verheimlicht man, wie viele Betriebe „regulär“ nach § 12 genehmigt und wie viele  

   lediglich mit einer „fiktiven“ §-37-Erlaubnis betrieben werden?  

● Warum erfährt man nichts darüber, in wie vielen Fällen die „örtliche Lage“ von  

   Prostitutionsbetrieben instrumentalisiert wird, um ihnen eine reguläre §-12-Erlaubnis  

   vorzuenthalten?  

● Warum erfährt man nichts über das Ausmaß an Rechtsunsicherheit, dem  

   Prostitutionsbetriebe durch Hinauszögern der Entscheidung über Erlaubnisanträge  

   ausgesetzt werden? Warum erfährt man nichts über den respektiven Anteil „kleiner“ bzw.  

   „großer“ Prostitutionsstätten an der Gesamtzahl der Prostitutionsgewerbe?    

 

All diese Fragen bleiben unbeantwortet. Das zeigt: Trotz erheblicher Datensammelei belässt 

die Bundesregierung die Masse der erfassten Daten im Dunkelfeld der amtlichen Statistik. 

 

                                                           
42 vgl. dazu: Doña Carmen e.V., Entrechtung durch Schutz, Frankfurt 2019 
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Stattdessen kommt man im „Zwischenbericht“ des Bundesfamilienministeriums mit lausigen 

„Befunden“ um die Ecke, die angeblich die Wirksamkeit einer „Schutzintention“ des 

Prostituiertenschutzgesetzes unter Beweis stellen. 

 

Als besonders „bemerkenswert“ stellt der „Zwischenbericht“ heraus, dass im Jahr 2018 bei 

ganzen 13 (!) von 1.247 Erlaubnis-Anträgen Zweifel an der „Zuverlässigkeit“ von 

Betreiber*innen zu einer Nicht-Gewährung der Erlaubnis führten. Was bleibt angesichts einer 

derart lächerlichen Größenordnung vom Konstrukt des „kriminellen Milieus“ Prostitution 

eigentlich noch übrig? Auf Grundlage von Vermutungen und Zuschreibungen unterhalb der 

Schwelle strafrechtlicher Relevanz instrumentalisiert man 1 % des Gewerbes, um 99 % der 

Branche in Geiselhaft zu nehmen. Mit welchem Recht? 

 

Auch die aktuellen Befunde der Polizeilichen Kriminalstatistik weisen in diese Richtung: Die 

Fallzahlen prostitutionsspezifischer Kriminalität sind durch die Einführung einer 

engmaschigen Überwachung mittels Prostituiertenschutzgesetz nicht etwa – wie zu erwarten 

gewesen wäre – in die Höhe geschnellt, sondern ausgehend von einem ohnehin schon 

niedrigen Ausgangsniveau noch weiter in den Keller gerauscht. So ist die Zahl der 

bundesweit wegen „Ausbeutung von Prostituierten“ verurteilten Personen seit Inkrafttreten 

des Prostituiertenschutzgesetzes von 4 (2016) auf mittlerweile 0 (2018 u. 2019) gesunken. 

Wie weit soll die Zahl eigentlich noch sinken, bis man gedenkt, zur Besinnung zu kommen? 

 

Die Zahl der wegen Verstoß gegen „Menschenhandels“-Delikte und „Zwangsprostitution“ 

verurteilten Personen ist von bundesweit „54“ (2016) auf nunmehr „42“ (2019) gesunken. 

Wie viele Belege braucht man eigentlich noch, um von der Vorstellung eines durch und 

durch „kriminellen Milieus“ der Prostitution, das angeblich nur repressiv reglementiert werden 

kann, Abstand zu nehmen? 

 

Der „Zwischenbericht“ des Bundesfamilienministeriums verweist stolz auf 402 Ablehnungen 

im Zusammenhang der Erteilung von Hurenpässen und präsentiert das als Beleg dafür, dass 

der „Schutzzweck“ des Prostituiertenschutzgesetzes „erreicht“ werde. Doch 402 

Ablehnungen sind gerade mal lächerliche 1,8 % von 23.017 entsprechenden 

Verwaltungsvorgängen. Muss man angesichts solcher Größenordnungen mehr als 40.000 

mittlerweile registrierte Sexarbeiter*innen in Geiselhaft nehmen, von denen das BKA in 

seinem jüngsten „Bundeslagebild Menschenhandel und Ausbeutung“ zu berichten weiß,  

 

 „dass die Prostituierten einen selbstbewussteren und besser informierten Eindruck auf die 

 Kontrollkräfte machen.“43 

 

Warum verschweigt der Zwischenbericht, dass 2019 nur noch ganze 78 von 14.426 

Sexarbeiter*innen entsprechende Ablehnungen kassierten? Das sind gerade einmal 0,5 % 

aller Fälle! 

 

Ganz besonders viel „Schutz“ lässt die Bundesregierung mit dem Prostituiertenschutzgesetz 

bekanntlich unter 21-jährigen Sexarbeiterinnen zuteilwerden. Mit der Begründung, sie seien 

besonders gefährdet, werden sie mit doppelt so vielen Zwangsberatungen beglückt wie ihre 

über 21-jährigen Berufskollegen*innen. Was tut man nicht alles für die „besonders 

vulnerablen“ jüngeren Sexarbeiter*innen!  

 

                                                           
43 Bundeslagebild Menschenhandel und Ausbeutung, 2019, S. 34, https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads 
/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/Menschenhandel/menschenhandelBundeslagebild2019.html?
nn=27956 

https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads%20/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/Menschenhandel/menschenhandelBundeslagebild2019.html?nn=27956
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads%20/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/Menschenhandel/menschenhandelBundeslagebild2019.html?nn=27956
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads%20/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/Menschenhandel/menschenhandelBundeslagebild2019.html?nn=27956


21 
 

Nun ist dem „Zwischenbericht“ allerdings zu entnehmen, dass 2018 bei 1.677 

Sexarbeiter*innen der Altersgruppe der 18- bis 21-Jährigen nur 27mal die Ausstellung einer 

Anmeldebescheinigung abgelehnt wurde. Mit 1,6 % liegt das sogar unter dem Durchschnitt 

von 402 Ablehnungen bezogen auf 23.017 Verwaltungsvorgängen insgesamt (= 1,7 %).44  

 

Solche Größenordnungen verdeutlichen, dass die Rede von einer „besonderen 

Verletzlichkeit“ der unter 21-jährigen Sexarbeiter*innen nichts weiter als eine interessierte 

Erfindung ist, um sie frühzeitig durch eine besonders intensive Überwachung von einer 

Aufnahme und Fortsetzung der Prostitutionstätigkeit abzuhalten. Plädiert die 

Bundesregierung in ihrem „Zwischenbericht“ etwa für eine Überprüfung oder gar 

Abschaffung des Sonderstrafrechts für unter 21-jährige Sexarbeiter*innen oder für die 

Einstellung ihrer Sonderbehandlung im Rahmen des Prostituiertenschutzgesetzes? Natürlich 

nicht. 

 

Stattdessen wird die Öffentlichkeit zugeschüttet mit selektiv ausgewählten und aus dem 
Zusammenhang gerissenen Daten des Statistischen Bundesamts, das als Bundesbehörde 
mit seiner alljährlich veröffentlichten Prostitutions-Statistik gegen mindestens vier der 

fünfzehn Grundsätze des „Verhaltenskodex für europäische Statistiken“45 verstößt.46 

  
Die Bundesstatistik, auf die sich der „Zwischenbericht“ der Bundesregierung ausschließlich 
stützt, ist wie das Prostituiertenschutzgesetz, dessen Folgen es abbilden soll, Ausdruck der 
gegenwärtigen, repressiven Prostitutions-Reglementierung. Das spiegelt sich im obsessiven 
Hang zu Intransparenz. Eine auf objektive Information der Öffentlichkeit zielende Statistik ist 
auf dieser Grundlage nur sehr bedingt möglich.  
 
Erforderliche Klarstellungen und Überarbeitungen der Prostitutions-Statistikverordnung sind 
vor diesem Hintergrund eher nicht zu erwarten. Alles spricht also dafür, statt auf 
Nachbesserungen der bestehenden Berichterstattung auf eine Abschaffung des 
schändlichen Prostituiertenschutzgesetzes und der sie begleitenden Statistik zu setzen. 

                                                           
44 Zwischenbericht, S. 28 
45 Verhaltenskodex für europäische Statistiken, Eurostat, 2017, https://ec.europa.eu/eurostat/documents 
/4031688/9394019/KS-02-18-142-DE-N.pdf/27ca19ca-e349-45f8-bbd4-4d78a33601ae?t=1542709797000 
46 Dazu gehören:  
GRUNDSATZ 1 (Fachliche Unabhängigkeit): „Die fachliche Unabhängigkeit der statistischen Stellen gegenüber 
anderen politischen, Regulierungs- oder Verwaltungsstellen sowie gegenüber den Akteuren des Privatsektors 
ist der Garant für die Glaubwürdigkeit der europäischen Statistiken.“  
GRUNDSATZ 11 (Relevanz): „Die europäischen Statistiken entsprechen dem Bedarf der Nutzerinnen und 
Nutzer.“  
GRUNDSATZ 14 (Kohärenz und Vergleichbarkeit): „Die europäischen Statistiken sind untereinander und im 
Zeitablauf konsistent und zwischen Regionen und Ländern vergleichbar; es ist möglich, miteinander in 
Beziehung stehende Daten aus unterschiedlichen Datenquellen zu kombinieren und gemeinsam zu 
verwenden.“  
GRUNDSATZ 15 (Zugänglichkeit und Klarheit): „Die europäischen Statistiken werden klar und verständlich 
präsentiert, in geeigneter und benutzerfreundlicher Weise veröffentlicht und sind zusammen mit einschlägigen 
Metadaten und Erläuterungen entsprechend dem Grundsatz der Unparteilichkeit verfügbar und zugänglich.“ 

https://ec.europa.eu/eurostat/documents%20/4031688/9394019/KS-02-18-142-DE-N.pdf/27ca19ca-e349-45f8-bbd4-4d78a33601ae?t=1542709797000
https://ec.europa.eu/eurostat/documents%20/4031688/9394019/KS-02-18-142-DE-N.pdf/27ca19ca-e349-45f8-bbd4-4d78a33601ae?t=1542709797000



